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RÜCKBLENDE: IM WO-

WOCHENBERICHT VOR 40 JAHREN 

Ost-West-Handel: Defizitabbau hemmt Expansion
Nach einem teilweise stürmischen Wachstum des Ost-West-Handels in der ersten 
Hälfte dieses Jahrzehnts sind die Zuwachsraten seit 1975 deutlich zurückgegangen; 
für 1977 muss sogar mit einer Stagnation auf Vorjahrsniveau gerechnet werden. Das 
ist eine Folge der Bemühungen der RGW-Länder, die 1975 – bedingt vor allem durch 
den Rückgang ihrer Ausfuhren in den Westen – sprunghaft gestiegenen Handelsbi-
lanzdefizite zu verringern. […] Eine solche Entwicklung liegt nicht im Interesse der 
westlichen Industrieländer. Diese von der Zahlungsbilanz dirigierte Politik steht aber 
auch im Gegensatz zu dem strukturpolitischen Ziel der staatlichen Wirtschaftspoli-
tik im RGW-Bereich, durch Technologieimporte aus dem Westen zur raschen Sorti-
mentserweiterung und Qualitätssteigerung des Güterangebots beizutragen.  

Abbildung

Entwicklung des Westhandels der RGW-Länder (Auszug)
Westhandelsanteil (Gesamtausfuhr bzw. -einfuhr = 100)
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Quelle: Außenhandelsstatistiken der RGW-Länder.
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BUNDESLÄNDERVERGLEICH ERNEUERBARE ENERGIEN

Fünfte Vergleichsstudie zu 
erneuerbaren Energien: 
Baden-Württemberg führt erstmals
Von Wolf-Peter Schill, Jochen Diekmann und Andreas Püttner

Die Umstellung der Energieversorgung auf erneuerbare Energien 
ist ein Eckpfeiler der Energiewende. Auch wenn die energiewirt-
schaftlichen Entwicklungen in Deutschland maßgeblich von der 
Bundespolitik geprägt werden, gibt es für die sechzehn Bundes-
länder vielfältige Möglichkeiten, sich für den Ausbau erneuerbarer 
Energien zu engagieren und vom entsprechenden Strukturwandel 
zu profitieren. Vor diesem Hintergrund wurde zum fünften Mal 
ein umfangreicher Bundesländervergleich im Bereich erneuerbarer 
Energien durchgeführt. Der Analyse liegen insgesamt 59 Einze-
lindikatoren zugrunde, die vier Kategorien zugeordnet werden: Es 
wird differenziert nach Anstrengungen und Erfolgen sowohl bei der 
Nutzung erneuerbarer Energien als auch beim damit verbundenen 
technologischen und wirtschaftlichen Wandel.

In der Gesamtbewertung führt erstmals Baden-Württemberg vor 
Mecklenburg-Vorpommern und Bayern. Baden-Württemberg ist 
auch im Teilbereich der Nutzung erneuerbarer Energien führend, 
vor allem aufgrund vorbildlicher energiepolitischer Rahmenbe-
dingungen. Mecklenburg-Vorpommern ist beim technologischen 
und wirtschaftlichen Strukturwandel für erneuerbare Energien 
am erfolgreichsten, dank großer politischer Anstrengungen, aber 
auch vieler Erfolge in diesem Teilbereich. Der Blick auf einzelne 
Indikatoren zeigt, dass es in allen Bundesländern noch vielfältige 
Verbesserungsmöglichkeiten gibt. Eine Orientierung an den jewei-
ligen Vorreiterländern in einzelnen Handlungsbereichen kann den 
Bundesländern helfen, wichtige Beiträge zum weiteren Fortgang 
der Energiewende zu leisten.

Eine Umstellung der Energieversorgung von fossilen 
auf erneuerbare Energiequellen dient nicht nur der Ver-
minderung von CO2-Emissionen, sondern kann auch 
viele weitere Vorteile mit sich bringen. Dazu gehören 
beispielsweise Verbesserungen beim lokalen Umwelt-
schutz oder der Energieversorgungssicherheit.1 Außer-
dem birgt der Strukturwandel hin zu erneuerbaren Ener-
gien vielfältige Chancen für neue Wachstumsmärkte 
und Arbeitsplätze.2

Der Ausbau erneuerbarer Energien ist ein wesentliches 
Element der deutschen Energiewende. Den Zielen der 
Bundesregierung zufolge sollen die Anteile erneuerba-
rer Energien am Bruttoendenergieverbrauch bis zum 
Jahr 2030 auf 30 Prozent und bis 2050 auf 60 Prozent 
steigen. In Bezug auf den Bruttostromverbrauch wur-
den noch höhere Zielanteile von mindestens 50 Pro-
zent bis zum Jahr 2030 und mindestens 80 Prozent 
bis 2050 formuliert.3 Gegenüber den bisher erreichten 
Anteilen – im Jahr 2016 waren es knapp 15 Prozent am 
Bruttoendenergieverbrauch und knapp 32 Prozent am 
Bruttostromverbrauch4 – muss die Nutzung erneuer-
barer Energien also in allen Bereichen noch erheblich 
gesteigert werden (Abbildung 1). In den Nutzungsberei-

1	 Für eine globale Perspektive vgl. Sebastian Helgenberger und Martin 
Jänicke (2017): Mobilizing the co-benefits of climate change mitigation: 
Connecting opportunities with interests in the new energy world of renewables. 
IASS Working Paper, Juli 2017 (online verfügbar, abgerufen am 30. Oktober 
2017. Dies gilt auch für alle anderen Online-Quellen dieses Berichts, sofern 
nicht anders vermerkt).

2	 Vgl. Jürgen Blazejczak et al. (2011): Ökonomische Chancen und Strukturef-
fekte einer nachhaltigen Energieversorgung. Wochenbericht des DIW Berlin 
Nr. 20, 8–15 (online verfügbar); vgl. auch Jürgen Blazejczak et al. (2014): Eco-
nomic Effects of Renewable Energy Expansion: A Model-Based Analysis for 
Germany. Renewable and Sustainable Energy Reviews. 40, 1070–1080.

3	 Diese Ziele werden seit einigen Jahren in verschiedenen Regierungsdoku-
menten wiederholt; für eine Zielübersicht siehe beispielsweise BMWi (2016): 
Die Energie der Zukunft. Fünfter Monitoring-Bericht zur Energiewende. Bundes-
ministerium für Wirtschaft und Energie. Dezember 2016 (online verfügbar). 
Detaillierte Ziele für den Stromsektor werden auch in § 1 des Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetzes genannt.

4	 BMWi (2017): Zeitreihen zur Entwicklung der erneuerbaren Energien in 
Deutschland unter Verwendung von Daten der Arbeitsgruppe Erneuerbare 
Energien-Statistik (AGEE-Stat). Stand: August 2017 (online verfügbar).

http://doi.org/10.2312/iass.2017.015
https://www.diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.372716.de/11-20-3.pdf
https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Publikationen/Energie/fuenfter-monitoring-bericht-energie-der-zukunft.pdf?__blob=publicationFile&v=38
http://www.erneuerbare-energien.de/EE/Redaktion/DE/Downloads/zeitreihen-zur-entwicklung-der-erneuerbaren-energien-in-deutschland-1990-2016-excel.xlsx?__blob=publicationFile&v=11
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studie zu Anstrengungen und Erfolgen der Bundeslän-
der im Bereich erneuerbarer Energien durchgeführt.6 
Dabei werden nicht nur energie-, sondern auch techno-
logie- und wirtschaftspolitische Aspekte der Nutzung 
erneuerbarer Energien berücksichtigt. Die Studie stellt 
eine Aktualisierung früherer Bundesländervergleiche 
dar, die vom gleichen Konsortium in den Jahren 2008, 
2010, 2012 und 2014 durchgeführt wurden. Dabei wurde 
methodisch eine weitgehende Vergleichbarkeit insbeson-
dere mit den Ergebnissen des Jahres 2014 angestrebt.7

Energie-, wirtschafts- und technologie
politische Handlungsmöglichkeiten  
der Bundesländer

Die Entwicklungen erneuerbarer Energien auf Länder
ebene hängen von zahlreichen natürlichen, siedlungs-
strukturellen, ökonomischen und politischen Faktoren 
ab. Die Landesregierungen haben vielfältige Möglichkei-
ten, diese Entwicklungen zu unterstützen. Dazu gehö-
ren eigene Energieprogramme, in denen Ziele, Szena-
rien und Handlungsmöglichkeiten beschrieben wer-
den. Die Länder können die Rahmenbedingungen für 
die Nutzung erneuerbarer Energien beispielsweise bei 
der Raumplanung und im Baurecht direkt beeinflus-
sen und institutionelle Hemmnisse vermeiden, etwa 
bei Abstandsregelungen und Genehmigungsverfah-
ren. Außerdem können sie den weiteren Ausbau durch 
gezielte Förderprogramme, die Wahrnehmung einer Vor-
bildfunktion, ordnungsrechtliche Vorgaben für Gebäude 
und die Bereitstellung von Informationen unterstützen. 
Hierbei können auch Landesenergieagenturen eine wich-
tige Rolle spielen.

Darüber hinaus engagieren sich die Bundesländer im 
Bereich des technologischen und wirtschaftlichen Wan-
dels. Hierzu können sie vor allem Forschung und Ent-
wicklung fördern, spezifische Bildungsangebote bereit-
stellen und durch geeignete Rahmenbedingungen die 
Ansiedlung von Unternehmen und damit die Schaffung 
neuer Arbeitsplätze im Bereich erneuerbarer Energien 

6	 Jochen Diekmann et al. (2017): Vergleich der Bundesländer: Analyse der 
Erfolgsfaktoren für den Ausbau Erneuerbarer Energien 2017: Indikatoren und 
Ranking. Endbericht. Forschungsprojekt des DIW Berlin und des ZSW Stuttgart 
im Auftrag und in Kooperation mit der Agentur für Erneuerbare Energien e.V. 
Berlin, gefördert durch das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie. 
Berlin und Stuttgart, Oktober 2017. Erschienen als DIW Berlin: Politikberatung 
kompakt 125/2017 (online verfügbar).

7	 Vgl. Jochen Diekmann und Wolf-Peter Schill (2014): Erneuerbare Energien 
im Ländervergleich: Bayern, Baden-Württemberg und Mecklenburg-Vorpommern 
an der Spitze. DIW Wochenbericht Nr. 48, 1247–1256 (online verfügbar); sowie 
Jochen Diekmann et al. (2014): Vergleich der Bundesländer: Analyse der Er-
folgsfaktoren für den Ausbau der Erneuerbaren Energien 2014: Indikatoren und 
Ranking. Endbericht. Forschungsprojekt des DIW Berlin und des ZSW Stuttgart 
im Auftrag und in Kooperation mit der Agentur für Erneuerbare Energien e.V. 
Berlin. Berlin und Stuttgart, Oktober 2014. Erschienen als DIW Berlin: Politikbe-
ratung kompakt 91/2014 (online verfügbar).

chen Wärme und Verkehr erscheint der Handlungsbe-
darf besonders groß.

Um diese mittel- und langfristigen Ausbauziele zu errei-
chen, sind noch erhebliche Anstrengungen auf allen 
politischen Ebenen erforderlich, von der europäischen 
über die Bundes- und die Landesebene bis hin zur Kom-
munalpolitik. Während der Ausbau erneuerbarer Ener-
gien in Deutschland in erster Linie von der Bundes-
politik bestimmt wird, können auch die Bundesländer 
wesentlich zum Gelingen der Energiewende beitragen. 
Sie spielen nicht nur energie- und umweltpolitisch, son-
dern auch wirtschafts- und technologiepolitisch eine 
wichtige Rolle.5

Vor diesem Hintergrund haben das DIW Berlin und 
das Zentrum für Sonnenenergie- und Wasserstoff-For-
schung Baden-Württemberg (ZSW) im Auftrag von und 
in Kooperation mit der Agentur für Erneuerbare Ener-
gien (AEE) zum nunmehr fünften Mal eine Vergleichs-

5	 Zum Föderalismus beim Ausbau erneuerbarer Energien vgl. auch Tilmann 
Rave (2016): Der Ausbau Erneuerbarer Energien im Föderalismus und Mehrebe-
nensystem – Neoklassische und neoinstitutionalistische Perspektiven. Studie im 
Rahmen des Forschungsprojektes „ENERGIO – die Energiewende im Spannungs-
feld zwischen Regionalisierung und Zentralisierung“. Ifo Institut, München 
(online verfügbar).

Abbildung 1

Anteile erneuerbarer Energien am Energieverbrauch in Deutschland 
2000 bis 2016 und Ziele bis 2050
In Prozent

am Bruttostromverbrauch1

am Endenergieverbrauch für Wärme und Kälte

am Endenergieverbrauch Verkehr
am Bruttoendenergieverbrauch2
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1 �Die Ziele sind als Mindestziele formuliert. Für die Jahre 2025 und 2035 sind im §1 des Erneuerbare-Energien- 
Gesetzes (EEG) zudem Zielkorridore von 40 bis 45 Prozent  bzw. 55 bis 60 Prozent definiert.

2 Definition nach dem Energiekonzept der Bundesregierung.

Quellen: BMWi (2016), a.a.O. und BMWi (2017), a.a.O. Dem §1 des EEG 2017 zufolge ist zumindest das Ziel 
von 18 Prozent für 2020 ebenfalls als Mindestziel zu verstehen.

© DIW Berlin 2017

Zur Erreichung der Ziele müssen die Anteile erneuerbarer Energien noch stark steigen.

http://www.diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.490119.de/14-48-1.pdf
http://www.diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.489973.de/diwkompakt_2014-091.pdf
https://www.cesifo-group.de/portal/pls/portal/!PORTAL.wwpob_page.show?_docname=1502613.PDF
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Tabelle 1

Einzelindikatoren für den Ländervergleich

Untergruppen Einzelindikatoren Einheiten

1A: Input-Nutzung
Ziele Energiepolitische Programmatik 0–5

Ziele für Erneuerbare Energien 0–5
Maßnahmen Landesenergieagenturen 0–5

Energieberichte und -statistiken 0–5
Informationen über Nutzungsmöglichkeiten EE 0–5
Programme zur Förderung EE 0–5
Vorbildfunktion des Landes (u.a. Ökostrom, EE-Anlagen) 0–5
Anstrengungen zur Systemintegration1 0–5
Ordnungsrechtliche Vorgaben im Wärmebereich 0–5
Hemmnisvermeidung1 0–5

Bewertung2 Bewertung der Landespolitik zur Nutzung EE 0–5
Bewertung der Landespolitik zur Windenergie 0–5
Bewertung der Landespolitik zur Solarenergie 0–5
Bewertung der Landespolitik zur Bioenergie 0–5
Bewertung der Landespolitik zur Erd- und Umweltwärme 0–5

2A: Output-Nutzung
Allgemein PEV EE 2014 / PEV gesamt 2014 Prozent

Zunahme PEV EE / PEV gesamt 2011–2014 Prozentpunkte
EEV EE 2014 / EEV gesamt ohne Strom und Fernwärme 2014 Prozent
Zunahme EEV EE / EEV gesamt ohne Strom und Fernwärme 2011–2014 Prozentpunkte
Stromerzeugung aus EE 2015 / Bruttostromerzeugung 2015 Prozent
Zunahme Stromerzeugung aus EE / Bruttostromerzeugung 2012–2015 Prozentpunkte
Stromerzeugung aus EE 2015 / Bruttostromverbrauch 2015 Prozent
Zunahme Stromerzeugung aus EE / Bruttostromverbrauch 2012–2015 Prozentpunkte
Fernwärmeerzeugung EE 2014 / Fernwärme gesamt 2014 Prozent
Zunahme Fernwärme EE / Fernwärme gesamt 2011–2014 Prozentpunkte

Windkraft Windkraft Stromerzeugung 2015 / Windkraft Erzeugungspotenzial Prozent
Zunahme Windkraft Leistung / Windkraft Leistungspotenzial 2013–2016 Prozentpunkte

Wasserkraft Wasserkraft Stromerzeugung 2015 / Wasserkraft Erzeugungspotenzial Prozent
Zunahme Wasserkraft Leistung / Wasserkraft Leistungspotenzial 2012–2015 Prozentpunkte

Photovoltaik Photovoltaik Stromerzeugung 2015 / Photovoltaik Erzeugungspotenzial Prozent
Zunahme Photovoltaik Leistung / Photovoltaik Leistungspotenzial 2013–2016 Prozentpunkte

Bio-Strom Biomasse Stromerzeugung 2015 / Wald- und Landwirtschaftsfläche MWh / km²
Zunahme Biomassestrom Leistung / Wald– und Landwirtschaftsfläche 2012–2015 kW / km²

Bio-Wärme Pelletheizungen Wärmeerzeugung 2016 / Wohnfläche kWh / m²
Zunahme Pelletheizungen Wärmeleistung / Wohnfläche 2013–2016 kW / 1000m²
Zunahme Hackschnitzel- und handbefeuerte Anlagen Wärmeleistung 2013–2016 / Waldfläche kW / km²

Solarwärme Solarwärme Erzeugung 2016 / Solarthermisches Potenzial auf Dachflächen Prozent
Zunahme Solar-Kollektorfläche / Dachflächenpotenzial 2013–2016 Prozentpunkte

Wärmepumpen Zunahme Wärmepumpenanlagen 2015 und 2016 nach Marktanreizprogramm / Wohnfläche 1 / Million m²
CO

2 Energiebedingte CO2-Emissionen 2014 / PEV 2014 Tonnen / Terajoule
Veränderung der energiebedingten CO2-Emissionen / PEV 2011–2014 Tonnen / Terajoule

1B: Input-Wandel
Forschung Ausgaben für F&E  EE Mittelwert (2014, 2015) / BIP (2014, 2015) Euro / Million Euro

Ausgaben für F&E  Systemintegration Mittelwert (2014, 2015) / BIP (2014, 2015) Euro / Million Euro
Bildung Studiengänge EE 2017 / Studiengänge gesamt 2017 Prozent

Klimaschutzschulen 2017 / Schulen gesamt Prozent
Industriepolitik Politisches Engagement für EE-Branche3 0–5

Ansiedlungsstrategie für EE-Branche3 0–5
2B: Output-Wandel

Unternehmen Unternehmen EE 2017 / Unternehmen gesamt 2017 Prozent
Beschäftigte Beschäftigte EE (direkt und indirekt) 2015 / Beschäftigte gesamt 2015 Prozent
Umsatz Umsatz EE 2014 / BIP 2014 Prozent

Zunahme Umsatz EE  / BIP 2011–2014 Prozentpunkte
Infrastruktur Biodiesel Herstellungskapazität 2016 / BIP 2016 Tonnen / Million Euro

Bioethanol Herstellungskapazität 2016 / BIP 2016 m3 / Million Euro
Zunahme Photovoltaik-Speicher / Zunahme Photovoltaik-Kleinanlagen (< 30 kW) 2016 Prozent
Elektro-Pkw 2016 / Pkw 2016 (rein batterieelektrische und Plug-in-Hybride) Prozent
Elektroladestationen 2016 / Pkw 2016 1 / Million Pkw
Bioethanol-Tankstellen 2016 / Pkw 2016 1 / Million Pkw
Biogas-Tankstellen 2016 / Pkw 2016 1 / Million Pkw

Patente Patentanmeldungen EE 2013–2016 / EinwohnerInnen 2015 1 / 100 000 EinwohnerInnen

1 Basierend auf Befragungen von Verbänden und Ländern.
2 Basierend auf der Befragung von Verbänden.
3 Basierend auf Befragungen von Industrie- und Handelskammern, Verbänden und Ländern.

Abkürzungen: BIP: Bruttoinlandsprodukt; EE: Erneuerbare Energien; EEV: Endenergieverbrauch; F&E: Forschung und Entwicklung; PEV: Primärenergieverbrauch.

Quelle: Diekmann et al. (2017), a.a.O.

© DIW Berlin 2017

Der Ländervergleich stützt sich auf 59 Indikatoren in vier Kategorien.
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unterstützen. Auch für die Verbesserung bestimmter 
Infrastrukturen zur stärkeren Nutzung oder besseren 
Systemintegration erneuerbarer Energien können die 
Länder sich einsetzen.

Breite Datengrundlage des 
Bundesländervergleichs

Die Vergleichsstudie stützt sich in erster Linie auf ver-
schiedene Quellen der amtlichen Statistik8 und Verbands-
daten. Ergänzend werden eigene Erhebungen genutzt:

•	 eine schriftliche Befragung der zuständigen Länder-
ministerien zu allen Themen des Bundesländerver-
gleichs,

•	 eine schriftliche Befragung von regionalen bezie-
hungsweise bundesweiten Fachverbänden zur Bewer-
tung von länderspezifischen Bedingungen für die Ent-
wicklung erneuerbarer Energien und

•	 eine schriftliche Befragung von VertreterInnen der 
Industrie- und Handelskammern.

8	 Die Energiebilanzen, die unter anderem den Primär- und Endenergiever-
brauch abbilden, liegen nur mit großer Zeitverzögerung vor, in diesem Fall für 
die meisten Bundesländer nur bis zum Jahr 2014 (für Bayern nur bis 2013).

Außerdem stützt sich die Studie auf eigene qualitative 
Auswertungen und Punktebewertungen, insbesondere 
von energie- und umweltpolitischen Programmen und 
Maßnahmen.

Vergleich von 59 Indikatoren in vier 
Kategorien

Der Ländervergleich stützt sich auf 59 Einzelindikatoren 
(Tabelle 1), die vier Indikatorengruppen oder Kategorien 
zugeordnet werden (Tabelle 2)9:

Die Input-Indikatoren zur Nutzung erneuerbarer Energien 
(1A) beziehen sich auf die politischen Anstrengungen 
der Bundesländer für eine verstärkte Nutzung erneu-
erbarer Energien. Erfasst werden hierbei insbesondere 
Ziele und Maßnahmen der Bundesländer, bestehende 
Hemmnisse und Bewertungen der Landespolitik durch 
Fachverbände.

Die Output-Indikatoren zur Nutzung erneuerbarer Ener-
gien (2A) messen die erreichten Erfolge beim Ausbau 
erneuerbarer Energien. Dabei werden allgemeine und 
spartenspezifische Indikatoren unterschieden. Die all-

9	 Vgl. Diekmann et al. (2017), a. a. O.

Tabelle 2

Indikatorengruppen für den Ländervergleich

Nutzung erneuerbarer Energien 
(Bereich A)

Technologischer und wirtschaftlicher Wandel 
(Bereich B)

Input-Indikatoren Input-Nutzung (1A) Input-Wandel (1B)

(Bereich 1)   

 Gewichtung 30 Prozent Gewichtung 10 Prozent

Anstrengungen: 15 Indikatoren zu 6 Indikatoren zu

Ziele und Energieprogrammatik, Zielen, Förderung von Forschung und Entwicklung, 

Maßnahmen Maßnahmen, Hemmnissen, Bildung, Ansiedlungsstrategie

Politikbewertungen  

Output-Indikatoren Output-Nutzung (2A) Output-Wandel (2B)

(Bereich 2)   

 Gewichtung 40 Prozent Gewichtung 20 Prozent

Erfolge: 26 Indikatoren zu 12 Indikatoren zu

Zustand und Anteilen erneuerbarer Energien, Unternehmen, Beschäftigten,

Entwicklung Nutzung bezogen auf Potenziale, Umsatz, Infrastruktur, 

Ausbautempo, CO2-Emissionen Patenten

Quelle: Eigene Darstellung.

© DIW Berlin 2017

Die vier Indikatorengruppen werden unterschiedlich gewichtet.
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gemeinen Output-Indikatoren erfassen die aktuellen 
Gesamtanteile erneuerbarer Energien am Primärener-
gieverbrauch, am Endenergieverbrauch (ohne Strom und 
Fernwärme) sowie an der Strom- und Fernwärmeerzeu-
gung bzw. am Stromverbrauch. Auch die Veränderung 
dieser Anteile in den letzten Jahren wird erfasst. Die spar-
tenspezifischen Output-Indikatoren messen dagegen die 
Nutzung von Windkraft, Wasserkraft, Photovoltaik, Solar-
wärme, Bioenergien sowie Erd- und Umweltwärme in 
Bezug auf technische Potenziale10 bzw. Flächenpotenzi-
ale und die Dynamik des Ausbaus der jeweiligen Anla-
genkapazitäten. Darüber hinaus werden die energiebe-
dingten CO2-Emissionen betrachtet.

Die Input-Indikatoren zum technologischen und wirtschaft-
lichen Wandel (1B) beziehen sich auf die politischen 
Anstrengungen der Bundesländer für den technischen 
Fortschritt bei erneuerbaren Energien und einen ent-
sprechenden wirtschaftlichen Strukturwandel. Hierbei 
werden insbesondere Maßnahmen der Bundesländer 
in den Bereichen Forschungsförderung, Bildung sowie 
Ansiedlung von Unternehmen erfasst.

Darüber hinaus umfasst die Gruppe der Output-Indikato-
ren zum technologischen und wirtschaftlichen Wandel (2B) 
Indikatoren zu Unternehmen, Beschäftigten, Umsätzen, 
ausgewählten Infrastrukturen sowie Patentanmeldungen 
im Bereich erneuerbarer Energien. Dabei werden in der 
aktuellen Ländervergleichsstudie erstmals Elektro-Pkw11 
und an kleine Photovoltaikanlagen gekoppelte Batterie-
speicher12 berücksichtigt.

Anhand der 59 Indikatoren können die Bundesländer 
jeweils im Einzelnen direkt verglichen werden. Darü-
ber hinaus werden die Einzelindikatoren zu vier Grup-
penindikatoren sowie zu einem Gesamtranking zusam-
mengefasst. Dazu werden ihre Werte normiert und 
gewichtet (Kasten). Die Gewichtung der vier Katego-
rien 1A:2A:1B:2B im Gesamtranking erfolgt im Verhält-
nis 30:40:10:20.

10	 Dabei wird nicht berücksichtigt, zu welchen Kosten sich diese technischen 
Potenziale erschließen lassen. Von Interesse wäre auch ein Vergleich der Aus-
nutzung wirtschaftlich erschließbarer Potenziale, belastbare Daten liegen 
hierzu allerdings nicht vor.

11	 Elektrofahrzeuge nutzen nicht zwangsläufig erneuerbaren Strom. Der 
Ausbau der Elektromobilität ist jedoch in Deutschland politisch stark mit der 
Nutzung erneuerbarer Energien verknüpft. Demnach muss es auch zu einem 
zusätzlichen Ausbau erneuerbarer Stromerzeugungsanlagen kommen. Vgl. 
Wolf-Peter Schill, Clemens Gerbaulet und Peter Kasten (2015): Elektromobilität 
in Deutschland: CO2-Bilanz hängt vom Ladestrom ab. DIW Wochenbericht 
Nr. 10, 207–215 (online verfügbar).

12	 Dezentrale Speicher können eine positive Wirkung auf den Ausbau von 
Photovoltaikanlagen und ihre Systemintegration haben, wobei mögliche Netz- 
und Systemkostenentlastungen unter anderem von der Betriebsweise der Spei-
cher abhängen. Vgl. Wolf-Peter Schill et al. (2017): Dezentrale Eigenstromversor-
gung mit Solarenergie und Batteriespeichern: Systemorientierung erforderlich. 
DIW Wochenbericht Nr. 12, 223–233 (online verfügbar).

Kasten

Normierung, Zusammenfassung und Gewichtung der 
Indikatoren

Die quantitativen Einzelindikatoren beruhen generell auf relativen Größen (zum 

Beispiel Patente je 100 000 Menschen) oder Anteilswerten (in Prozent), so dass 

die unterschiedliche Größe der Bundesländer keinen Einfluss auf die Vergleiche 

zwischen Bundesländern hat. Qualitative Indikatoren nutzen in der Regel eine 

Punktbewertungsskala von null bis fünf.1

Für die Zusammenfassung von Einzelindikatoren2 (Y) wird zunächst eine Normie-

rung auf einen Wertebereich zwischen 0 und 1 vorgenommen. Dazu wird vom 

Indikatorwert eines Bundeslandes jeweils der unter allen Ländern geringste Indika-

torwert (Ymin) abgezogen und die Differenz auf den Abstand zwischen dem höchs-

ten („Spitzenreiter“, Ymax) und dem geringsten Wert („Schlusslicht“) bezogen. Das 

jeweils führende Land erzielt dabei den Wert 1. Der normierte Wert y ermöglicht 

eine angemessene relative Bewertung der Bundesländer untereinander:

Auf einer ersten Aggregationsstufe werden die normierten Einzelindikatorwerte mit 

Indikatorgewichten multipliziert und in jeder Gruppe addiert. Zur Ableitung der 

Gewichte werden die einzelnen Indikatoren Untergruppen zugeordnet. Die sparten-

spezifischen, quantitativen Indikatoren zu Erfolgen bei der Nutzung erneuerbarer 

Energien (Gruppe 2A) werden anhand ihrer Anteile in ausgewählten Zukunfts

szenarien gewichtet.3 Statische und dynamische Indikatoren werden dabei jeweils 

gleich gewichtet. Somit werden subjektive Einflüsse auf die Gesamtergebnisse 

weitgehend vermieden. Die resultierenden Gruppenindikatoren liegen wiederum im 

Wertebereich zwischen 0 und 1.

Auf einer zweiten Aggregationsstufe werden die Gruppenindikatoren mit Gruppen-

gewichten multipliziert und zu einem Gesamtindikator aufaddiert, der ebenfalls 

zwischen 0 und 1 liegt. Für die vier Indikatorengruppen wurde wie schon in den 

Vorgängerstudien eine Gewichtung 1A:2A:1B:2B im Verhältnis 30:40:10:20 fest-

gelegt. Es wurde keine Gleichgewichtung der Gruppen vorgenommen, weil die 

Outputindikatoren jeweils härtere, quantitative Fakten widerspiegeln als die eher 

qualitativen Inputindikatoren und weil die Verfügbarkeit belastbarer Daten zum 

Bereich Nutzung erneuerbarer Energien (A) nach wie vor deutlich besser ist als zum 

Bereich technologischer und wirtschaftlicher Wandel (B).

1	 Eine Übersicht der Indikatoren findet sich in Tabelle 1 sowie in Kapitel 2 der Studie 
Diekmann et al. (2017), a.a.O.; eine ausführliche Beschreibung der Einzelindikatoren sowie die 
verwendeten Datenquellen sind dort in Kapitel 3 aufgeführt. 

2	 Zu methodischen Fragen und Prinzipien zusammengesetzter Indikatoren vgl. OECD, JRC/
EC: Handbook on Constructing Composite Indicators: Methodology and User Guide. OECD 
2008 (online verfügbar).

3	 Claudia Kunz und Sven Kirrmann (2015): Die neue Stromwelt. Szenario eines 100 % Erneu-
erbaren Stromversorgungssystems. Studie der Agentur für Erneuerbare Energien erstellt im 
Auftrag der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen (online verfügbar); sowie Claudia Kunz 
und Sven Kirrmann (2016): Die neue Wärmewelt. Szenario für eine 100 % Erneuerbare Wärme-
versorgung in Deutschland. Studie der Agentur für Erneuerbare Energien erstellt im Auftrag der 
Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen (online verfügbar).

minmax

min

YY
YYy
−

−
=

http://www.diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.497933.de/15-10-3.pdf
http://www.diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.554835.de/17-12-1.pdf
http://www.oecd.org/std/42495745.pdf
https://www.unendlich-viel-energie.de/media/file/390.AEE_Neue_Stromwelt_mrz15_Final.pdf
https://www.unendlich-viel-energie.de/media/file/551.AEE_Neue_Waermewelt_Online.pdf
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Je nach Kategorie führen andere 
Bundesländer

Die Ergebnisse der Bundesländer unterschieden sich 
zwischen den vier Indikatorengruppen teilweise stark, 
wobei jeweils unterschiedliche Länder die Spitzenposi-
tionen belegen (Abbildung 2).

Bei den Anstrengungen zur Nutzung erneuerbarer Ener-
gien (1A) führt Baden-Württemberg (wie bereits in der 
Vorgängerstudie) deutlich. Das Land zeichnet sich ins-
besondere durch seine energiepolitische Programmatik, 
Ziele und Förderprogramme für erneuerbare Energien 
sowie ordnungsrechtliche Vorgaben im Wärmebereich 
aus. Auf Platz zwei liegt Thüringen. Schleswig-Holstein 

Abbildung 2

Bewertung der Bundesländer nach Indikatorengruppen
Punkte zwischen Null und Eins
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1A: Anstrengungen zur Nutzung erneuerbarer Energien 1B: Anstrengungen zum technologischen und wirtschaftlichen Wandel

2A: Erfolge bei der Nutzung erneuerbarer Energien 2B: Erfolge beim technologischen und wirtschaftlichen Wandel

Quelle: Diekmann et al. (2017), a.a.O.

© DIW Berlin 2017

In den vier Indikatorengruppen ergeben sich unterschiedliche Rangfolgen der Bundesländer.
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pommern deutlich auf Platz eins; zu den führenden Län-
dern gehören hier außerdem Niedersachsen, Hamburg 
und Sachsen-Anhalt.

In der Gesamtbewertung erreichen die neuen Bundeslän-
der im Durchschnitt in allen vier Gruppen eine höhere 
Punktzahl als die alten Bundesländer, zu denen hier auch 
Berlin gezählt wird (Abbildung 5). Sie schneiden somit in 
der Gesamtbewertung erheblich besser ab als die alten 
Bundesländer. Der Rückstand der alten Bundesländer 
ergibt sich teilweise daraus, dass sie die drei Stadtstaa-
ten Berlin, Bremen und Hamburg umfassen, die in der 
Vergleichsstudie zum Teil benachteiligt sind. Allerdings 
erreichen die alten Bundesländer auch ohne Berücksich-
tigung der Stadtstaaten eine deutlich geringere durch-
schnittliche Punktzahl als die neuen Bundesländer.

Veränderungen der Gesamtbewertung 
gegenüber 2014

Gegenüber dem Bundesländervergleich 2014 ergibt 
das Gesamtranking auf den ersten Blick insgesamt ein 
ähnliches Bild (Abbildung 6). Allerdings sind sowohl 
hinsichtlich der erreichten Punktzahlen13 als auch der 

13	 Korrigiert um das Verhältnis der Mittelwerte der Jahre 2014 und 2017.

hat sich in dieser Gruppe von Platz fünf auf Platz drei 
verbessert.

Die Erfolge bei der Nutzung erneuerbarer Energien (2A) 
sind insgesamt betrachtet nach wie vor in Bayern mit 
Abstand am größten. Erfolge zeigen sich hier vor allem 
bei Photovoltaikanlagen, Solarkollektoren und Wärme 
aus Bioenergien, während das Potenzial der Windener-
gie hingegen bisher nur relativ wenig genutzt wird. Es 
folgen Schleswig-Holstein, Thüringen und Sachsen-An-
halt mit relativ ähnlichen Bewertungen.

Die Anstrengungen für den technologischen und wirt-
schaftlichen Wandel (1B) sind in Mecklenburg-Vorpom-
mern am größten. Das Land hat sich gegenüber der Vor-
gängerstudie um vier Plätze verbessert und Niedersach-
sen vom ersten auf den zweiten Platz verdrängt. Es folgen 
mit einigem Abstand Bayern und Baden-Württemberg, 
die um drei bzw. sechs Plätze aufgestiegen sind.

Die größten technologischen und wirtschaftlichen 
Erfolge (2B) können die Länder Hamburg und Meck-
lenburg-Vorpommern verbuchen, mit etwas Abstand 
gefolgt von Sachsen-Anhalt. Dabei ist Hamburg gegen-
über der Vorgängerstudie vom dritten auf den ersten 
Platz aufgestiegen. Während Hamburg vor allem bei 
Patentanmeldungen punktet, haben Sachsen-Anhalt 
und Mecklenburg-Vorpommern die höchsten Anteile 
der direkt und indirekt Beschäftigten im Bereich erneuer
barer Energien.

Gesamtbewertung: Baden-
Württemberg führt, neue Bundesländer 
überdurchschnittlich

Insgesamt erzielt Baden-Württemberg die höchste 
Gesamtpunktzahl und kommt damit recht deutlich auf 
den ersten Platz (Abbildung 3). Den zweiten Platz erreicht 
Mecklenburg-Vorpommern. Bayern ist gegenüber der 
Vorgängerstudie vom ersten auf den dritten Platz zurück-
gefallen. Es folgen Thüringen und Schleswig-Holstein, 
die ebenfalls zur Spitzengruppe gehören. Im oberen 
Mittelfeld liegen Brandenburg, Sachsen-Anhalt, Nieder-
sachsen und Rheinland-Pfalz, gefolgt von vier Ländern, 
die fast gleichauf liegen (Nordrhein-Westfalen, Ham-
burg, Sachsen und Bremen). Die niedrigsten Gesamt-
punktzahlen erreichen Hessen, Berlin und das Saarland.

Ein differenziertes Bild der Gesamtbewertung ergibt 
sich, wenn die Bereiche A und B (jeweils die Input- und 
Outputgruppen zusammengefasst) gegenüberstellt wer-
den (Abbildung 4). Im Bereich der Nutzung erneuerba-
rer Energien (1A und 2A) führt Baden-Württemberg, 
gefolgt von Thüringen, Bayern und Schleswig-Holstein. 
Im Bereich des technologischen und wirtschaftlichen 
Wandels (1B und 2B) liegt insgesamt Mecklenburg-Vor-

Abbildung 3

Gesamtbewertung der Bundesländer
Punkte zwischen Null und Eins
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Anmerkung: Die Gruppen wurden gewichtet wie im Kasten beschrieben.

Quelle: Diekmann et al. (2017), a.a.O.

© DIW Berlin 2017

In der Gesamtbewertung führen Baden-Württemberg, Mecklenburg-Vorpommern 
und Bayern.
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Rangfolge einige nennenswerte Veränderungen zu ver-
zeichnen: In der Führungsgruppe haben Baden-Würt-
temberg und Mecklenburg-Vorpommern das Land Bay-
ern vom ersten Platz verdrängt. Schleswig-Holstein hat 
Brandenburg überholt. Nordrhein-Westfalen ist um vier 
Plätze aufgestiegen, wobei die Perspektiven nach einem 
Regierungswechsel im Sommer 2017 jedoch unklar sind. 
Hamburg hat sich um zwei Plätze verbessert. Hingegen 
sind Sachsen, Bremen und Hessen im Gesamtranking 
jeweils um zwei Plätze abgestiegen. Unter den beiden 
Schlusslichtern hat sich Berlin gegenüber dem Saarland 
deutlich verbessert.

Mit Blick auf die erreichte Punktzahl hat sich die Gesamt-
bewertung Berlins im Vergleich zu 2014 am meisten ver-
bessert (Abbildung 7). Auch Schleswig Holstein, Nord-

rhein-Westfalen und Hamburg haben Punkte hinzu-
gewonnen. Dagegen haben Sachsen, das Saarland und 
Brandenburg die meisten Punkte eingebüßt, auch Bay-
ern und Bremen haben sich deutlich verschlechtert.

Im Lauf der Erstellung der fünf Studien von 2008 bis 
2017 kam es zu methodischen Weiterentwicklungen 
und Anpassungen des Indikatorensystems, die teilweise 
auch Änderungen der Datenverfügbarkeit geschuldet 
waren. Da die grundlegende Systematik und die Grup-
pengewichte sich nicht verändert haben, lassen sich die 
Ergebnisse der einzelnen Studien dennoch gut mitein-
ander vergleichen (Abbildung 8).14 Baden-Württemberg 
gehört von Beginn an zur Spitzengruppe. Die Punkt-
zahl dieses Landes hat sich nach leichten Rückgängen 
in den Jahren 2010 und 2012 deutlich gesteigert und 
(mit 0,550) im Jahr 2017 den höchsten Wert aller Länder 
erreicht. Mecklenburg-Vorpommern konnte die Punkt-
zahl von 2008 bis 2017 kontinuierlich (auf jetzt 0,532) 
erhöhen und ist damit vom Mittelfeld in die Führungs-
gruppe vorgedrungen. Bayern erreichte 2014 den ers-
ten Platz; im Jahr 2017 hat sich die Punktzahl hingegen 
wieder (auf jetzt 0,523) verringert. Berlin hat von 2010 
bis 2014 von allen Bundesländern die geringste Punkt-
zahl erreicht, im Jahr 2017 hat sie sich allerdings erheb-
lich (auf jetzt 0,257) erhöht. Hingegen hat das Saarland 
2014 und 2017 Punkte verloren (auf 0,222) und liegt 
nun auf dem letzten Platz.

Politische Rahmenbedingungen in Baden-
Württemberg vorbildlich

Dass Baden-Württemberg im Gesamtranking erstmals 
führt, liegt vor allem an den großen Anstrengungen die-
ses Bundeslands zum Ausbau erneuerbarer Energien. Es 
hat ein vorbildliches Energiekonzept mit klaren Zielen 
und punktet auch mit Förderprogrammen und der eige-
nen Vorbildrolle, etwa bei landeseigenen Solaranlagen. 
Auch hat Baden-Württemberg mit dem im Jahr 2008 in 
Kraft getretenen und 2015 überarbeiteten EWärmeG – 
nach wie vor als einziges Bundesland – ein Wärmegesetz 
für erneuerbare Energien. Baden-Württemberg macht 
darüber hinaus relativ große Anstrengungen zur Syste-
mintegration von Strom aus erneuerbaren Energien. Bei 
der bisherigen Nutzung erneuerbarer Energien liegt es 
auf Platz sechs. Während Solarenergie, Wärme aus Bioe-
nergien sowie erneuerbare Energien zur Fernwärmeer-
zeugung stark genutzt werden, werden die Möglichkei-
ten der Windenergie bisher relativ wenig ausgeschöpft.

Bei den Anstrengungen zum technologischen und 
wirtschaftlichen Wandel erreicht das Land Platz vier, 

14	 Dazu sind die Punktzahlen jedes Bundeslandes für frühere Jahre an den 
Mittelwert von 2017 angepasst worden Für jedes Jahr ergibt sich somit eine 
durchschnittliche Gesamtpunktzahl von 0,400.

Abbildung 4

Ranking der Bundesländer in den Bereichen Nutzung (A) und 
Wandel (B)
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Anmerkung: Die Linie zeigt zur besseren Orientierung die Durchschnittspunktzahl von 0,40 an. Die Gruppen 
wurden gewichtet wie im Kasten beschrieben.

Quelle: Diekmann et al. (2017), a.a.O.

© DIW Berlin 2017

Baden-Württemberg führt bei der Nutzung erneuerbarer Energien, Mecklenburg-Vorpom-
mern beim technologischen und wirtschaftlichen Wandel.
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erbarer Energien und den höchsten Anteil des entspre-
chenden Umsatzes am Bruttoinlandsprodukt.

Bei Anstrengungen zur Nutzung erneuerbarer Ener-
gien liegt es auf Platz vier.15 Mit seinen Erfolgen bei der 
Nutzung erneuerbarer Energien ist das Land auf Platz 
fünf aufgestiegen. Die Anteile erneuerbarer Energien 
am Primärenergieverbrauch und an der Stromerzeu-
gung sind in Mecklenburg-Vorpommern am höchsten. 
Die insgesamt vorhandenen Potenziale der Wind-, Solar- 
und Bioenergie werden dennoch bisher nur vergleichs-
weise wenig genutzt.

15	 Gemeinsam mit Brandenburg.

wobei – neben hohen Forschungs- und Entwicklungs-
ausgaben für die Systemintegration – das starke politi-
sche Engagement und die Ansiedlungsstrategie für die 
Branchen der erneuerbaren Energien hervorzuheben 
sind. Bei den technologischen und wirtschaftlichen Erfol-
gen liegt Baden-Württemberg weiterhin nur im Mittel-
feld. Zwar verzeichnet das Land hier viele Patentanmel-
dungen (Platz zwei nach Hamburg) und gehört auch im 
Bereich der Elektromobilität zur Spitzengruppe; gemes-
sen an Unternehmen, Beschäftigten und Umsatz ist der 
wirtschaftliche Strukturwandel zu Gunsten erneuerba-
rer Energien in Baden-Württemberg jedoch bisher rela-
tiv wenig ausgeprägt.

Mecklenburg-Vorpommern treibt den 
Strukturwandel stark voran

Mecklenburg-Vorpommern, das in der Gesamtbewer-
tung gegenüber 2014 von Platz drei auf Platz zwei auf-
gestiegen ist, führt den Ländervergleich im Bereich des 
technologischen und wirtschaftlichen Wandels klar an. 
Hierzu tragen hohe Forschungsausgaben und ein star-
kes politisches Engagement für die Erneuerbare-Energi-
en-Branche bei. Das Land hat die zweithöchsten Anteile 
von Unternehmen und Beschäftigten im Bereich erneu-

Abbildung 5

Durchschnittliche Bewertung alter und neuer 
Bundesländer nach Indikatorgruppen
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einschließlich Berlin.

Quelle: Diekmann et al. (2017), a.a.O.
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Die neuen Bundesländer führen in allen Indikatorengruppen.

Abbildung 6

Vergleich der Gesamtbewertungen 2014 und 2017
Punkte zwischen Null und Eins sowie Gesamtplatzierung
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Anmerkung: Die Punkte des Jahres 2014 wurden korrigiert um das Verhältnis der Mittelwerte der Jahre 2014 
und 2017. Die Balken zeigen die Punktzahlen, die Balkenbeschriftungen die Platzierungen in den Vergleichs-
studien 2014 und 2017.

Quelle: Eigene Darstellung basierend auf Diekmann et al. (2017), a.a.O.
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Baden-Württemberg, Mecklenburg-Vorpommern, Schleswig-Holstein, Rheinland-Pfalz, 
Nordrhein-Westfalen, Hamburg und Berlin sind 2017 im Ranking aufgestiegen.
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In Berlin ist die Nutzung erneuerbarer Energien nach 
wie vor am geringsten. In den anderen Kategorien konnte 
sich die Hauptstadt hingegen gegenüber der Vorgänger-
studie deutlich verbessern. Positiv hervorzuheben ist 
dabei das vom Berliner Senat im Sommer 2017 beschlos-
sene Energie- und Klimaschutzprogramm 2030. Auch 
seine Vorbildfunktion bei erneuerbaren Energien erfüllt 
Berlin in überdurchschnittlichem Maße. Im Bereich des 
technologischen und wirtschaftlichen Wandels belegt 
Berlin bei der Elektromobilität eine Spitzenstellung. Den-
noch besteht in allen Kategorien noch erhebliches Ver-
besserungspotenzial.

Das Land Hessen ist in der Gesamtbewertung um zwei 
Plätze abgestiegen, da es beim Ausbau erneuerbarer 
Energien nicht mit den anderen Ländern Schritt halten 
konnte. Besonders schwach schneidet es im Bereich 
des technologischen und wirtschaftlichen Wandels ab.

Stadtstaaten sind nur zum Teil 
benachteiligt

Die Stadtstaaten Berlin, Bremen und Hamburg sind auf-
grund ihrer Bevölkerungsdichte und Siedlungsstruktur 
im Bundesländervergleich zum Teil benachteiligt. Dies 
betrifft insbesondere die allgemeinen Output-Indikato-
ren zur Nutzung erneuerbarer Energien wie die Anteile 
am Energieverbrauch. Bei diesen Indikatoren wird – 
anders als bei den spartenspezifischen Output-Indikato-
ren zur Nutzung erneuerbarer Energien – nicht berück-
sichtigt, dass die Nutzungspotenziale in den Stadtstaaten 
eher gering sind.16 Auch bei einigen potenzialbezogenen 
Indikatoren können Stadtstaaten tendenziell benach-
teiligt sein. So wird beim Bezug auf technische Poten-
ziale nicht berücksichtigt, dass diese in den Stadtstaa-
ten teilweise nur zu höheren Kosten erschlossen wer-
den können als in Flächenländern und auch größere 
institutionelle Hemmnisse bestehen können (z. B. Mie-
ter-Vermieter-Problematik). Bei vielen Indikatoren sind 
die Stadtstaaten im Ländervergleich hingegen nicht von 
vornherein benachteiligt, bei manchen (z. B. der Stro-
merzeugung aus Biomasse) sind sie sogar bevorteilt.

Insgesamt kann das relativ schlechte Abschneiden der 
Stadtstaaten im Gesamtranking nicht allein mit struktu-
rellen Nachteilen erklärt werden. Es ist auch zu beachten, 
dass Stadtstaaten bei einigen Indikatoren zur Führungs-
gruppe gehören: Berlin bei der energiepolitischen Pro-
grammatik, der Vorbildfunktion und den Klimaschutz-
schulen; Bremen bei der Potenzialausschöpfung der 
Windenergie und den Forschungsausgaben für erneuer-

16	 Tendenziell – wenn auch in geringerem Maße – mag dies auch für Nord-
rhein-Westfalen gelten, das unter den Flächenländern die höchste Bevölke-
rungsdichte aufweist.

Bayern fällt im Spitzenfeld zurück

Bayern zeichnet sich nach wie vor insbesondere durch 
eine starke Nutzung seiner technischen Potenziale für 
erneuerbare Energien aus, vor allem bei Solar- und Bio
energie. Bei den Anstrengungen zum Ausbau erneuerba-
rer Energien liegt Bayern auf Platz sechs. Die befragten 
Verbände beurteilen insbesondere restriktive Abstands-
regelungen für Windkraftanlagen kritisch.

Im Bereich des technologischen und wirtschaftlichen 
Wandels erreicht Bayern wie 2014 Platz fünf. Insbeson-
dere bei Forschungsausgaben für erneuerbare Energien 
und ihre Systemintegration schneidet das Land gut ab. 
Dies gilt auch für ausgewählte Infrastrukturaspekte wie 
den Anteil von Elektro-Pkw sowie den Anteil der Photo-
voltaikanlagen mit Batteriespeichern.

Schlusslichter sind Hessen, Berlin und  
das Saarland

Zu den Schlusslichtern des Bundesländervergleichs 
gehören Hessen, Berlin und das Saarland. Das Saarland 
zeigt geringe politische Anstrengungen – sowohl für die 
Nutzung erneuerbarer Energien als auch für den entspre-
chenden technologischen und wirtschaftlichen Wandel.

Abbildung 7

Veränderung der Gesamtbewertung 2017 im Vergleich zu 2014
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Anmerkung: Die Punkte des Jahres 2014 wurden korrigiert um das Verhältnis der Mittelwerte der Jahre 2014 
und 2017.

Quelle: Eigene Darstellung basierend auf Diekmann et al. (2017), a.a.O.
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Die Gesamtbewertung Berlins hat sich im Vergleich zu 2014 am meisten verbessert.
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Vor diesem Hintergrund wurde zum fünften Mal eine 
Studie zum Vergleich der Bundesländer hinsichtlich 
ihrer Anstrengungen und Erfolge auf dem Gebiet erneu-
erbarer Energien durchgeführt. In der Gesamtbewertung 
führt erstmals Baden-Württemberg, das sich vor allem 
durch vorbildliche energiepolitische Rahmenbedingun-
gen auszeichnet. Den zweiten Platz erreicht Mecklen-
burg-Vorpommern, das im Bereich des technologischen 
und wirtschaftlichen Strukturwandels deutlich vorne 
liegt. Zu den Schlusslichtern gehören Hessen, Berlin 
und das Saarland. Die neuen Länder schneiden insge-
samt nach wie vor besser ab als die alten Bundesländer.

bare Energien; Hamburg beim politischen Engagement, 
der Ansiedlungsstrategie und den Patentanmeldungen. 
Außerdem sind die Stadtstaaten im Bereich der Elektro-
mobilität führend.

Best Practice: Einzelindikatoren zeigen 
besondere Stärken und Schwächen der 
Länder

Der Bundesländervergleich dient letztlich dem Zweck, 
die Politik der Bundesländer im Bereich erneuerbarer 
Energien vergleichend zu bewerten und Verbesserun-
gen anzuregen. Die zusammengefassten Indikatoren 
für die vier Indikatorengruppen und das Gesamtran-
king geben hierzu allgemeine Anhaltspunkte. Im Hin-
blick auf die Erreichung einer vorbildlichen Praxis (Best 
Practice) reicht es allerdings nicht aus, die in der Gesamt-
bewertung besten Länder als Referenz zu betrachten, da 
sie nicht in allen Kategorien gleichermaßen vorbildlich 
sind. Zudem können auch Länder, die insgesamt niedri-
gere Punktzahlen erlangen, durchaus in einzelnen Berei-
chen positive Ansätze aufweisen. Deshalb wird den Lan-
desregierungen ein differenzierterer Prozess des Vonei-
nander-Lernens empfohlen.

Für eine tiefergehende Ableitung von Handlungsfel-
dern für die jeweilige Landespolitik sollten die besonde-
ren Stärken und Schwächen der Bundesländer anhand 
von wichtigen Einzelindikatoren betrachtet werden 
(Tabelle 3). Die Bundesländer weisen hier sehr große 
Unterschiede auf. Eine Analyse der Einzelindikatoren17 
zeigt, dass fast alle Bundesländer noch viele Verbesse-
rungsmöglichkeiten bei der Nutzung erneuerbarer Ener-
gien oder der Gestaltung des entsprechenden technolo-
gischen und wirtschaftlichen Wandels haben. Eine Ori-
entierung an den eigenen Schwächen und den Stärken 
anderer Länder kann helfen, in den jeweils drängends-
ten Handlungsbereichen Verbesserungen zu erzielen.

Fazit: Energiewende erfordert weitere 
Anstrengungen der Bundesländer

Der Ausbau erneuerbarer Energien ist ein Eckpfeiler der 
Energiewende, der nicht nur dem Klima- und Umwelt-
schutz dient, sondern unter anderem auch Chancen für 
Investitionen in neue Wachstumsmärkte bietet. Zwar hat 
die Nutzung erneuerbarer Energien in Deutschland in 
den letzten Jahren deutlich zugenommen; die mittel- und 
langfristigen Ziele der Bundesregierung erfordern jedoch 
einen noch sehr viel weitergehenden Ausbau erneuerba-
rer Energien in allen Nutzungsbereichen. Dies bedingt 
nicht nur auf Bundes-, sondern auch auf Landesebene 
weitere erhebliche politische Anstrengungen.

17	 Die Langfassung der Studie enthält eine detaillierte Analyse aller Einzelin-
dikatoren, vgl. Diekmann et al. (2017), a.a.O.

Abbildung 8

Gesamtbewertung der Bundesländer-Vergleiche 2008 bis 2017
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Anmerkung: Die Punkte der Jahre 2008 bis 2014 wurden korrigiert um das Verhältnis der Mittelwerte der 
jeweiligen Jahre und des Jahres 2017.

Quelle: Diekmann et al. (2017), a.a.O.
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Baden-Württemberg führt erstmals, Mecklenburg-Vorpommern liegt erstmals auf Platz zwei.
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Tabelle 3

Besondere Stärken und Schwächen der Länder anhand ausgewählter Einzelindikatoren

Besondere Stärken Besondere Schwächen

Baden-Württemberg Programmatik, Ziele, Energieberichte, Informationen, Förderpro-
gramme, Vorbildfunktion, Systemintegration, Vorgaben im Wärme-
bereich, EE-Politik
EE-Anteil an der Fernwärme, Solarwärme
Politisches Engagement
Patente

Windenergie
Klimaschutzschulen
EE-Beschäftigte

Bayern Photovoltaik, Bio-Wärme, Solarwärme
Elektro-Pkw, Photovoltaik-Speicher

Windenergie

Berlin Programmatik, Vorbildfunktion
Bio-Strom
Elektro-Pkw

Energieagentur, Energieberichte, Informationen, Hemmnisvermei-
dung
EE-Anteile am PEV, am EEV, an der Stromerzeugung und der 
Fernwärme, Windenergie, Photovoltaik, Bio-Wärme, Solarwärme, 
Wärmepumpen
EE-Beschäftigte

Brandenburg Hemmnisvermeidung
EE-Anteil am EEV, Wärmepumpen
EE-Beschäftigte

Patente

Bremen Windenergie, Bio-Strom Programmatik
EE-Anteil am EEV, Photovoltaik, Solarwärme, Wärmepumpen

Hamburg Bio-Strom
Klimaschutzschulen, Politisches Engagement
Elektro-Pkw, Patente

Ziele
EE-Anteile am PEV, am EEV und an der Stromerzeugung, Photovol-
taik, Solarwärme, Wärmepumpen
F&E-Förderung EE

Hessen Energieberichte Windenergie
F&E-Förderung EE, Politisches Engagement
EE-Beschäftigte, Patente

Mecklenburg-
Vorpommern

EE-Anteile am PEV und an der Stromerzeugung
F&E-Förderung EE
EE-Beschäftigte

Elektro-Pkw

Niedersachsen F&E-Förderung EE
Patente

Programmatik
EE-Anteil an der Fernwärme

Nordrhein-Westfalen Energieagentur, Informationen, Vorbildfunktion
Bio-Strom 

Hemmnisvermeidung
EE-Anteile am PEV und an der Fernwärme
Studiengänge
EE-Beschäftigte

Rheinland-Pfalz Energieagentur
EE-Anteil an der Fernwärme

Bio-Strom
F&E-Förderung EE
EE-Beschäftigte

Saarland Photovoltaik-Speicher Programmatik, Vorbildfunktion
EE-Anteile am PEV, am EEV und an der Fernwärme, Bio-Strom
F&E-Förderung EE, Studiengänge, Politisches Engagement
EE-Beschäftigte

Sachsen Wärmepumpen Förderprogramme, Vorbildfunktion, Systemintegration, Hemmnis-
vermeidung, EE-Politik
EE-Anteil an der Fernwärme, Windenergie
Studiengänge, Klimaschutzschulen
Photovoltaik-Speicher

Sachsen-Anhalt EE-Beschäftigte Politisches Engagement
Elektro-Pkw

Schleswig-Holstein Programmatik, Ziele, Energieberichte
EE-Anteil am Stromverbrauch, Windenergie 

Thüringen Vorbildfunktion, Hemmnisvermeidung, EE-Politik
EE-Anteil am EEV, Wasserkraft

Studiengänge
Photovoltaik-Speicher

Indikatorengruppen:  
1A (Input-Nutzung); 2A (Output-Nutzung); 1B (Input-Wandel); 2B (Output-Wandel).

Besondere Stärken: Das Land gehört beim jeweiligen Indikator mit Abstand zu den führenden Ländern. Besondere Schwächen: Das Land gehört beim jeweiligen Indikator mit 
Abstand zu den Schlusslichtern. EE: Erneuerbare Energien; EEV: Endenergieverbrauch; F&E: Forschung und Entwicklung; PEV: Primärenergieverbrauch. Basierend auf einer 
Auswahl von Einzelindikatoren der Autoren, ohne Anspruch auf Vollständigkeit.

Quelle: Eigene Darstellung.

© DIW Berlin 2017
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Ein Blick auf die der Studie zugrunde liegenden 59 
Einzelindikatoren zeigt, dass fast alle Bundesländer noch 
viele Verbesserungsmöglichkeiten haben. Eine Orien-
tierung an den jeweils führenden Bundesländern kann 
helfen, in den einzelnen Handlungsbereichen Verbes-
serungen zu erzielen und damit die Energiewende zu 
unterstützen.

Die Bundesländer sollten sich – auch in Hinblick auf 
die Schaffung stabiler Investitionsanreize – ambitio-
nierte politische Ziele für erneuerbare Energien setzen, 
die mit den jeweiligen Potenzialen und der bundes-
weiten Entwicklung abgestimmt sind. Zur Erreichung 
der Ziele müssen entsprechende Voraussetzungen bei-
spielsweise bei der Raumplanung und im Baurecht 

geschaffen werden. Unnötige Hemmnisse für die Nut-
zung erneuerbarer Energien sollten beseitigt werden. 
Die Bundesländer können zudem durch eigene För-
dermaßnahmen, ordnungsrechtliche Vorgaben für 
Gebäude, die Bereitstellung von Informationen und 
Vorbildprojekte aktiv werden. Die Systemintegration 
von Wind- und Solarstrom können sie durch entspre-
chende Infrastrukturmaßnahmen unterstützen. Wei-
terhin kann die Landespolitik in den Bereichen For-
schung und Bildung sowie durch gezielte Ansiedlungs-
strategien einen Beitrag zum technologischen und 
wirtschaftlichen Wandel leisten. Dies bietet auch die 
Gelegenheit, die wirtschaftlichen Chancen der Ener-
giewende stärker zu nutzen.

mailto:wschill@diw.de
mailto:jdiekmann@diw.de
mailto:andreas.puettner@zsw-bw.de
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1.	 Herr Schill, zum fünften Mal wurde ein umfangreicher 
Bundesländervergleich im Bereich erneuerbarer Energi-
en durchgeführt. Welche Handlungsoptionen haben die 
Länder überhaupt? Die Bundesländer haben vielfältige 
Handlungsoptionen. In erster Linie können die Bundes-
länder sich ambitionierte energiepolitische Programme 
geben, mit entsprechenden Zielen und Maßnahmen zu 
ihrer Umsetzung. Dazu gehört zum Beispiel eine eigene 
Vorbildfunktion, Erneuerbare-Energien-Anlagen in und 
an eigenen Gebäuden, oder auch eigene Förderpro-
gramme für die Nutzung erneuerbarer Energien und die 
Vermeidung unnötiger Hemmnisse im Planungs- und 
Baurecht.

2.	 Nach welchen Kriterien wurden die einzelnen Länder 
bewertet? In der Studie unterscheiden wir zunächst ein-
mal den Bereich der Nutzung erneuerbarer Energien von 
dem Bereich des technologischen und wirtschaftlichen 
Strukturwandels. Dabei werden jeweils die politischen 
Anstrengungen und die tatsächlich erzielten Erfolge 
unterschieden. In diesen vier Kategorien spielt sich die 
Bewertung ab.

3.	 Welches Bundesland führt in der Gesamtwertung des 
Ländervergleichs? In der Gesamtwertung liegt jetzt zum 
ersten Mal Baden-Württemberg ganz vorne, vor allem 
aufgrund herausragender politischer Anstrengungen für 
die Nutzung erneuerbarer Energien.

4.	 Welche Bundesländer liegen in der Gesamtwertung auf 
den hinteren Plätzen? Die Schlusslichter im Gesam-
tranking sind Hessen, Berlin und das Saarland. Dabei 
konnte sich Berlin gegenüber der letzten Studie zwar 
nur um einen Platz verbessern, hat aber insgesamt am 
meisten Punkte hinzugewonnen, aufgrund erheblicher 
politischer Anstrengungen für die Nutzung erneuerba-
rer Energien.

5.	 In welchen Bundesländern sind denn die Erfolge beim 
Ausbau erneuerbarer Energien am größten? Die Erfolge 
bei der Nutzung erneuerbarer Energien sind in Bayern 
nach wie vor am größten. Wenn man insgesamt den 

Bereich der Nutzung betrachtet, also politische Anstren-
gungen und tatsächliche Erfolge gemeinsam bewertet, 
dann führt in diesem Feld Baden-Württemberg.

6.	 In welchem Bundesland gibt es die größten technologie- 
und wirtschaftspolitischen Erfolge? Die größten Erfolge 
in diesem Bereich weist Hamburg auf. Rechnet man die 
Erfolge mit den politischen Anstrengungen in diesem 
Bereich zusammen, dann führt insgesamt im Teilbereich 
des technischen und wirtschaftlichen Wandels Mecklen-
burg-Vorpommern recht deutlich.

7.	 Nun haben die einzelnen Bundesländer ganz unter-
schiedliche geografische und strukturelle Bedingungen. 
Inwieweit ist dann ein solcher Ländervergleich über-
haupt fair? In der Tat ist ein fairer Ländervergleich eine 
große Herausforderung. Die Mehrzahl unserer Indikato-
ren misst deswegen keine absoluten Größen, sondern 
immer relative Größen, beispielsweise die Nutzung 
erneuerbarer Energien in Bezug auf die jeweiligen in den 
Ländern vorhandenen technischen Potenziale. So kommt 
ein möglichst fairer Vergleich zustande.

8.	 Wie weit ist Deutschland insgesamt beim Ausbau der 
erneuerbaren Energien? Reichen die Anstrengungen, um 
die Ausbauziele zu erreichen? Der Ausbau erneuerbarer 
Energien war in den letzten Jahren gerade im Strombe-
reich durchaus eine Erfolgsgeschichte. Wenn man aber 
auf die mittel- und langfristigen Ziele der Bundesregie-
rung schaut, dann ist klar, dass die Energiewende und 
insbesondere der Ausbau der erneuerbaren Energien 
eigentlich erst am Anfang stehen. Wir müssen die 
Nutzung erneuerbarer Energien in allen Bereichen noch 
ganz erheblich steigern. In diesem Sinne müssen nicht 
nur in der Bundespolitik, sondern auch in der Landespo-
litik die Weichen entsprechend gestellt werden.

Das Gespräch führte Erich Wittenberg.

Dr. Wolf-Peter Schill, wissenschaftlicher 
Mitarbeiter, Abteilung Energie, Verkehr, 
Umwelt am DIW Berlin

»�Auch in den Ländern müssen 
die Weichen für erneuerbare 
Energien gestellt werden«

INTERVIEW MIT WOLF-PETER SCHILL
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respondents also referring to the Iraq war in their text responses. Furthermore, we found that 
– controlling for these historical effects – worries about various topics such as health and the 
general economic situation increase with age. With increasing age, respondents also became 

more likely to answer the open-ended question. This suggests that the age increases in worries we found are not 
merely a result of an age-biased choice of worry items, but instead also hold for worries self-generated by the 
respondents.

www.diw.de/publikationen/soeppapers

SOEP Papers Nr. 919 
2017 | Gizem Hülür, Jutta Heckhausen, Christiane A. Hoppmann, Frank J. Infurna, Gert G. Wagner, Nilam Ram, 
Denis Gerstorf

Levels of and Changes in Life Satisfaction Predict 
Mortality Hazards: Disentangling the Role of Physical Health, 
Perceived Control, and Social Orientation

It is well-documented that well-being typically evinces precipitous decrements at the end of 
life. However, research has primarily taken a postdictive approach by knowing the outcome 
(date of death) and aligning in retrospect how well-being has changed for people with docu-
mented death events. In the present study, we made use of a predictive approach by examining 
whether and how levels of and changes in life satisfaction prospectively predict mortality haz-

ards and delineate the role of contributing factors, including health, perceived control, and social orientation. To do 
so, we applied shared parameter growth-survival models to 20-year longitudinal data from 10,597 participants (n 
= 1,560 or 15% deceased; age at baseline: M = 44 years, SD = 17, range: 18–98 years) from the national German 
Socio-Economic Panel Study (SOEP). Our findings showed that lower levels and steeper declines of life satisfaction 
each uniquely predicted higher mortality risks. Results also reveal moderating effects of age and perceived control: 
Life satisfaction levels and changes had stronger predictive effects for mortality hazards among older adults. 
Perceived control is associated with lower mortality hazards; however, this effect is diminished for those who 
experience accelerated life satisfaction decline. Variance decomposition suggests that predictive 
effects of life satisfaction trajectories were partially unique (3-6%) and partially shared with 
physical health, perceived control, and social orientation (16-19 %). Our discussion focuses on 
the strengths and challenges of a predictive approach to link developmental changes (in life 
satisfaction) to mortality hazards and considers implications of our findings for healthy aging.

www.diw.de/publikationen/diskussionspapiere
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SOEP Papers Nr. 920 
2017 | Daniela Heilert, Ashok Kaul 

Smoking Behaviour in Germany: Evidence from the SOEP

As in most OECD countries, smoking prevalence and cigarette consumption have been decreas-
ing in Germany since the early 2000s. This paper analyses whether smoking prevalence and 
cigarette consumption, as well as their development over time, differ between socio-economic 
subgroups. Identifying these differences provides insights into the effect of policy interventions 
on German smoking behaviour. Based on data from the Socio-Economic Panel (SOEP), a large 
longitudinal study of the German population, we find that both the decline in smoking preva-
lence and the decline in average cigarette consumption were probably driven by a behavioural 
change of younger people, as well as of those with a high educational level and those with a 

high income. People who quit smoking were on average more highly educated, had a higher income and had most 
likely a lower cigarette consumption (before quitting). In contrast, smoking prevalence increased among people 
who were older than 45 and had a low educational level and among those who were unemployed. Smoking preva-
lence among women was relatively constant over time. Indeed, the smoking prevalence of women and men con-
verged over time, especially in older age groups. Daily cigarette consumption of smokers increased among 66-to-
75-year-olds, although it decreased in all other age groups. One explanation might be that the tobacco control 
measures were successful only in certain socio-economic subgroups. Not only smoking prevalence, but also smoking 
intensity was higher among men, among those with a lower educational level and among those 
with a lower income. Especially for younger birth cohorts, smoking prevalence among those with 
a lower educational level was particularly high. Thus, based on data from 1998 through 2014, 
the so-called social gradient in smoking was only a distinct feature of younger birth cohorts, and 
not of older ones.

www.diw.de/publikationen/soeppapers

SOEP Papers Nr. 921 
2017 | Matthias Collischon

The Returns to Personality Traits across the Wage Distribution

This paper investigates heterogeneous wage effects of non-cognitive skills across the wage 
distribution. I develop a model of wage determination under uncertainty with respect to 
individual productivity based on three components (minimum wages, productivity premiums, 
bargaining premiums). Based on this model, I expect (i) a larger importance and (ii) larger ef-
fects of non-cognitive skills for high-wage employees compared to their low-wage counterparts. 
I test these hypotheses with unconditional quantile regressions using large-scale survey data 
from Germany, the UK, and Australia. To test the joint explanatory contribution of multiple vari-
ables within a quantile-regression framework, I propose a new statistic that quantifies the rise 

in explanatory power generated by additional explanatory variables. The findings indicate a rising importance as 
well as increasing effects of certain personality traits (agreeableness, neuroticism and risk taking) across the wage 
distribution for full-time employed males and females.
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Discussion Papers Nr. 1688 
2017 | Tobias Thomas, Moritz Heß, Gert G. Wagner 

Reluctant to Reform? 
A Note on Risk-Loving Politicians and Bureaucrats 

As from a political economy perspective, politicians often fail to implement structural reforms, 
we investigate if the resistance to reform is based on the differences in the risk preferences of 
voters, politicians, and bureaucrats. Based on the empirical results of a survey of the popu-
lation in Germany, 175 members of the Federal German Parliament (Bundestag), and 106 
officials (“bureaucrats”) from German ministries, this is not the case. Since both politicians and 
bureaucrats have a higher risk appetite than the general population, their risk preferences can-
not be seen as an explanation for the resistance to structural reform. Hence, it must be caused 

by other reasons. These can be for instance – as public choice scholars argue – interventions by veto players, wars 
of attrition by powerful interest groups, or reform logjams initiated. However, another point of view could be that 
modern democracies are doing better than many believe. During times of populist campaigns, the election process 
can put forth candidates with very high risk appetites, but the constitutions of democracies turn out to be rather 
smart if hazardous actions and measures by political rookies and gamblers are inhibited by checks and balances.

www.diw.de/publikationen/diskussionspapiere

Discussion Papers Nr. 1689 
2017 | Helene Naegele, Aleksandar Zaklan

Does the EU ETS Cause Carbon Leakage 
in European Manufacturing?

Carbon leakage is an issue of major interest in both academic and policy debates about the ef-
fectiveness of unilateral climate policy addressing global externalities. The debate is particular-
ly salient in Europe, where the EU Emissions TradingSystem (EU ETS) covers emissions of many 
traded sectors. In a first step, we review how carbon leakage and the pollution haven effect 
are defined and identified in the literature. In a second step, we evaluate whether the emission 
cost introduced by the EU ETS has caused carbon leakage in European manufacturing. We com-
pute trade flows in embodied carbon and value, using GTAP trade and input-output data and 

administrative data from the EU ETS. We evaluate theeffect of four measures of environmental stringency on both 
net trade flows and bilateral trade flows. We do not find evidence that the EU ETS has caused carbon leakage.

www.diw.de/publikationen/diskussionspapiere



Vor 34 Jahren, als die Grünen erstmalig in den Deutschen 
Bundestag einzogen, war eine Koalition zwischen ihnen 
und den damaligen Koalitionären Union und FDP völlig 
undenkbar. Weder hätte man die Bedeutung bestimmter 
Begriffe der anderen Seite verstanden, noch wäre es gelun-
gen, sich auch nur auf Inhalte einer Koalitionsverhandlung 
zu einigen. Und das entsprach der Verfasstheit des Landes. 
Deutschland war damals in einer Form gespalten, wie das 
heute kaum mehr vorstellbar ist. 

Heute gibt es zwischen den potenziellen Koalitionären mehr 
Verbindendes. Diese Parteien wurden etwa mehrheitlich 
von Menschen mit überdurchschnittlichen Lohneinkünften 
gewählt, die sich derzeit kaum Sorgen um die eigene oder 
die allgemeine wirtschaftliche Lage machen. Da erstaunt es 
nicht so sehr, dass man sich anders als vor 34 Jahren über 
die Inhalte eines Koalitionsvertrags grundsätzlich einig ist, 
nicht unwichtig angesichts der anstehenden teils drängen-
den Herausforderungen. Eine zukünftige Regierung wird 
Bildung und Forschung stärken, die Infrastruktur insbeson-
dere im digitalen Bereich ausbauen, die Digitalisierung in 
allen wirtschaftlichen und sozialen Belangen verbessern, 
den Integrationsprozess in der EU und der Eurozone fort-
setzen und den Euro stabilisieren, eine klimafreundlichere 
Politik gestalten, sich als Einwanderungsland neu definieren 
und die innere Sicherheit erhöhen, potenzielle Verlierer der 
Globalisierung wieder für sich gewinnen und Langzeitar-
beitslosen eine Jobperspektive geben müssen. 

Mithin wird also „nur noch“ über den richtigen Weg zur 
Realisierung dieser Ziele gestritten – und das massiv. Gleich-
zeitig finden die Verhandlungspartner so volle Staatskassen 
vor wie nie zuvor, die jüngsten Steuerschätzungen gehen 
von über 26 Milliarden Euro für die nächsten fünf Jahre aus. 
Das ist Segen und Fluch zugleich. Zuerst weckt ein solcher 
Überschuss Wünsche, angefangen bei Steuersenkungen für 
verschiedene Bevölkerungsgruppen und der Abschaffung 
des Solidaritätszuschlags, weiter zum Ausbau der Mütter-

rente, der Verdoppelung des Kindergeldes, der Einführung 
des Baukindergeldes oder der Garantierente. All diese und 
viele weitere Wünsche würden sich zu einem Vielfachen des 
derzeitigen Budgetüberschusses in den Staatskassen aufad-
dieren, ohne die oben genannten Probleme zu lösen.

Drei Szenarien sind daher am Ende des laufenden Verhand-
lungsmarathons denkbar: Entweder die vier Parteien einigen 
sich nicht und versuchen, den Weg für Neuwahlen freizu-
geben. Oder sie einigen sich nur auf das Nötigste, nutzen 
aber die vollen Kassen für einen „Deal“, wonach jede ihrer 
eigenen Klientel Wahlgeschenke macht und der staatliche 
Haushaltsüberschuss umgehend in ein Defizit verwandelt 
wird, ohne den Standort Deutschland zukunftsfähig zu ma-
chen. Dann wird die Wirtschaft in die nächste sklerotische 
Phase abgleiten – vor allem, wenn man bedenkt, wie sehr 
wir allein bei der Digitalisierung hinterher hinken.

Oder aber den „Jamaikanern“ gelingt Zukunftsweisendes. 
Sie haben gerade aufgrund ihrer Diversität das Potenzial 
dazu, eingetretene Pfade zu verlassen. Dafür werden sie nur 
mehr tun müssen, als Geld zu verteilen. Wirksame Reformen 
erreicht man vor allem mit Verbesserungen bei Regulierung, 
staatlichen Strukturen und Angebotsqualität. Man denke 
etwa an ein modernes Einwanderungsgesetz, das das Land 
attraktiv macht für ausländische Talente, an eine besser 
gesteuerte Klimapolitik, die den Marktakteuren Anreize 
für Innovationen in Richtung emissionsfreier Mobilität 
setzt, an Investitionen in das teils marode Bildungssystem 
(etwa in der Hauptstadt) bei gleichzeitiger Beendigung des 
Kooperationsverbots zwischen Bund und Ländern oder an 
eine Digitalisierungspolitik, die weit über die Verlegung von 
Breitbandnetzen hinaus geht. Ein solches Verhandlungser-
gebnis kann bei Verzicht auf Wahlgeschenke für die eigene 
Klientel das Land zukunftsfähig machen und Akzeptanz bei 
allen Wählern erzielen, auch bei den so genannten Verlie-
rern der Globalisierung, wenn die Kernthemen dann noch 
der Bevölkerung aktiv kommuniziert werden.
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